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Satzung für das Familienamt, 
 nachfolgend Jugendamt der Stadt Weimar genannt 

 

Die Stadt Weimar hat auf Grund des § 69 des Achten Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes Buch 

(VIII) — Kinder- und Jugendhilfe — in der jeweils geltenden Fassung das Jugendamt errich-

tet. Auf Grund dieser Vorschrift und des § 2 des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe- Ausfüh-

rungsgesetzes (ThürKJHAG) in der jeweils geltenden Fassung sowie den §§ 19ff der Thürin-

ger Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung — ThürKO) in der je-

weils geltenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt Weimar in seiner Sitzung am 17.06.2026 

folgende Satzung für das Jugendamt der Stadt Weimar beschlossen. 

Die in dieser Satzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten für alle  

Geschlechter gleichermaßen. Nachfolgend die Lesefassung: 

 

 

I. Das Jugendamt 
§ 1 Aufbau 

 
Die Aufgaben des Jugendamtes werden durch den Jugendhilfeausschuss und durch die 
Verwaltung des Jugendamtes wahrgenommen. 
 
 
 

§ 2 Zuständigkeit 
 

Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, des ThürKJHAG und dieser Satzung für 
alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe der Stadt Weimar sowie für Zusammenarbeit mit 
den Trägern der freien Jugendhilfe zuständig. 
 
 
 

§ 3 Aufgaben 
 
1) Das Jugendamt erfüllt für die Stadt Weimar die Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe, die 
ihm nach dem SGB VIII in der jeweiligen Fassung und anderer Rechtsvorschriften obliegen. 
Es arbeitet mit den Trägern der freien Jugendhilfe unter Beachtung des Subsidiaritätsprin-
zips partnerschaftlich zusammen.  
 
2) Das Jugendamt soll insbesondere junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen 
Entwicklung fördern und dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 
Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, Kinder 
und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen und dazu beitragen, positive Lebensbe-
dingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erhalten oder zu schaffen. 

 

 



Weimarer Ortsrecht                                           51.1 
       
Satzung für das Familienamt der Stadt Weimar                                                       06.07.2026                        

 
 

 
 
 
Weimarer Ortsrecht  Seite 2 EL 2026    
 
  

 

 
II. Der Jugendhilfeausschuss 

§ 4 Zuständigkeiten des Jugendhilfeausschusses 
 
1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe, insbe-
sondere mit 
 

a) der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit 
Anregungen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 

b) der Jugendhilfeplanung und 
c) der Förderung der freien Jugendhilfe. 

 
2) Er hat Beschlussrecht in Angelegenheiten der Jugendhilfe im Rahmen der vom Stadtrat 
bereitgestellten Mittel und der von ihm erlassenen Satzung. 
 
3) Er ist vor jeder Beschlussfassung vom Stadtrat in Fragen der Jugendhilfe zu hören. Durch 
die/den Oberbürgermeister/in sind dem Stadtrat die dazu relevanten Beschlüsse des Ju-
gendhilfeausschusses unverzüglich zur Kenntnis zu geben. 
 
4) Er hat das Recht, in Angelegenheiten der örtlichen Jugendhilfe, die nicht Geschäfte der 
laufenden Verwaltung sind, Anträge an den Stadtrat zu stellen. 
 
5) Er wird vor jeder Berufung einer Leiterin /eines Leiters der Verwaltung des Jugendamtes 
gehört. Das Votum des JHA soll bei der Berufung Berücksichtigung finden. 
 
6) Er wirkt an den Beratungen des Haushaltsplanes, soweit er die Jugendhilfe betrifft, mit. Er 
beschließt über die Aufstellung der Haushaltsmittel vor Anmeldung der Haushaltsmittel des 
Fachamtes an das Amt für Finanzen und Beteiligungen. 
 
7) Er trifft Entscheidungen über die öffentliche Anerkennung der Träger der freien  
Jugendhilfe. 
 
8) Er fasst einen Beschluss über die Vorschlagsliste für die Wahl der Jugendschöffinnen und 
-schöffen sowie der Jugendhauptschöffinnen und -schöffen. 

 

 
 

§ 5 Stimmberechtigte Mitglieder 
 

1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte Mitglieder und weitere beraten-
de Mitglieder an. 
 
2) Dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder gehören an: 
 

a) 9 Mitglieder des Stadtrates von Weimar oder von ihm gewählte Frauen und Männer, 
die in der Jugendhilfe erfahren sind;  
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b) 6 Mitglieder, die auf Vorschlag der im Bereich des öffentlichen Trägers wirkenden und 
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII vom Stadtrat ge-
wählt werden.  

c) Reichen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe einen untereinander abge-
stimmten Vorschlag ein, so ist der Stadtrat bei der Wahl an diese Vorschlagsliste ge-
bunden. Anderenfalls wählt der Stadtrat unter Berücksichtigung der eingegangenen 
Vorschläge, ohne an sie gebunden zu sein. Vorschläge der Jugendverbände und der 
Wohlfahrtsverbände sind hierbei angemessen zu berücksichtigen. 

 
3) Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist vom Stadtrat je eine Stellvertretung zu wählen. 
 
4) Für die nicht dem Stadtrat angehörenden stimmberechtigten Mitglieder und Stellvertreter 
gelten die Vorschriften über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Stadtrates entspre-
chend. Sie sollen in der Regel ihren Wohnsitz oder ihr Arbeitsfeld im Bereich des örtlichen 
Trägers haben. 

 

 
 

§ 6 Beratende Mitglieder 
 
1) Als beratende Mitglieder der Verwaltung gehören dem Jugendhilfeausschuss an: 

 
a) die/der Oberbürgermeister/in oder an ihrer /seiner Stelle eine mit der Vertretung be-

auftragte Person; 
b) die/der Leiter/in der Verwaltung des Jugendamtes, im Falle der Verhinderung eine 

Vertretung im Amt; 
c) die für die Jugendarbeit zuständige Fachkraft des Jugendamtes; 
d) Gesundheitsamt aus der Ärzteschaft; 
e) die/der Kinder- und Jugendbeauftragte; 
f) die/der Ausländerbeauftragte; 
g) die/der Gleichstellungsbeauftragte; 
h) die/der Behinderten- und Seniorenbeauftragte. 

 
2) In den Jugendhilfeausschuss entsenden je ein weiteres beratendes Mitglied: 

 
a) das Amtsgericht aus der mit Vormundschafts-, Familien- oder Jugendsachen befass-

ten Richterschaft; 
b) die Agentur für Arbeit; 
c) das Schulamt aus der Lehrerschaft; 
d) die Polizeibehörde aus den mit Jugendsachen befassten Polizeibeamten; 
e) die evangelische Kirche; 
f) die katholische Kirche; 
g) in Weimar aktive, gesellschaftlich relevante Glaubensgemeinschaften (auf Antrag im 

JHA;) 
h) der Stadtelternrat für Kindertagesstätten (STAKKIE); 
i) eine Vertretung der Tagespflege. 
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3) Die Stadtschülervertretung entsendet als weitere beratende Mitglieder zwei Vertreter, die 
unterschiedlichen Schularten angehören sollen. 
 

4) Soweit in der Stadt Weimar Jugendmitbestimmungsgremien bestehen/berufen werden, 
bestimmt die Satzung, dass ein Vertreter beratendes Mitglied des Jugendhilfeausschusses 
ist. 
 
5) Mindestens eine Vertretung der selbstorganisierten Zusammenschlüsse nach § 4a SGB 
VIII. 
 
6) Mindestens eine Vertretung der im Bereich des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 2016 (BGBI I S. 3234) in der jeweils geltenden Fassung tätigen freien Träger.  

 
Für jedes dieser Mitglieder kann von der entsendenden Stelle eine Stellvertretung benannt 
werden. 
 
 

§ 7 Geschäftsordnung 
 

1) Der Jugendhilfeausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
2) Soweit nicht Bestimmungen der vorliegenden Satzung dem entgegenstehen, gilt des Wei-
teren die Geschäftsordnung des Stadtrates der Stadt Weimar entsprechend.  

 

 
 

§ 8 Vorsitz des Jugendhilfeausschusses 
 

1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Jugendhilfeausschusses wählen aus ihrer Mitte die 
Mitglieder, die den Vorsitz oder den stellvertretenden Vorsitz führen. 
Eines von beiden sollte dem Stadtrat angehören. 
 
2) Das den Vorsitz führende Mitglied bereitet in Abstimmung mit der Leitung der Verwaltung 
des Jugendamtes die Sitzungen fachlich inhaltlich vor.  
 
Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses wird eine Niederschrift erstellt, welche in der 
folgenden Sitzung bestätigt wird. Diese Regelung gilt analog für die gebildeten Unteraus-
schüsse. 
 
 
 

§ 9 Persönliche Beteiligung 
 

1) Mitglieder eines Jugendhilfeausschusses dürfen an einer Entscheidung in einer Angele-
genheit nicht mitwirken, die ihnen bzw. einem ihrer Angehörigen einen unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann. Unmittelbar ist der Vor- oder Nachteil, der sich direkt aus der 
Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder Maßnahmen getroffen 
werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausgehen. 



Weimarer Ortsrecht                                           51.1 
       
Satzung für das Familienamt der Stadt Weimar                                                       06.07.2026                        

 
 

 
 
 
Weimarer Ortsrecht  Seite 5 EL 2026    
 
  

 

 
2) Eine persönliche Beteiligung liegt ebenfalls vor, wenn ein Ausschussmitglied gesetzlicher 
Vertreter einer juristischen Person (z.B. eines Verbandes) ist, die unmittelbar einen Vor- oder 
Nachteil durch die Entscheidung im Jugendhilfeausschuss hat. Dem Vertreter gleichgestellt 
ist ein entgeltlich bei einem Verband Beschäftigter. 

 

 
 

§ 10 Entschädigung 
 

1) Die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses üben eine ehrenamtliche Tätigkeit im Sinne 
des § 12 Abs. 1 ThürKO aus. Sie haben demzufolge Anspruch auf eine angemessene Ent-
schädigung für ehrenamtlich tätige Bürger im Sinne des § 13 der Thüringer Kommunalord-
nung. Näheres regelt die Hauptsatzung der Stadt Weimar. 
 
2) Absatz 1 gilt für stellvertretende Mitglieder entsprechend, wenn sie im Vertretungsfall an 
Sitzungen des Jugendhilfeausschusses teilnehmen.  
 
3) Absatz 1 gilt für die Unterausschüsse entsprechend. 

 

 
 

§ 11 Ausscheiden eines Mitgliedes 
 
Endet die Mitarbeit eines Mitgliedes bei einem Träger der freien Jugendhilfe, auf Grund de-
ren es für die Wahl vorgeschlagen worden war, so hat der vorschlagende Träger der Vertre-
tungskörperschaft mitzuteilen, dass die Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss endet. In 
diesem Fall findet eine Ersatzwahl für dieses Mitglied unter entsprechender Anwendung von 
§ 4 Abs. 3 ThürKJHAG statt. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied aus anderem Grund vor 
Ablauf seiner Wahlzeit ausscheidet. 
 
 
 

§ 12 Sitzungen und Öffentlichkeit 
 
1) Die Sitzungen des Jugendhilfeausschusses sind öffentlich, soweit er nicht durch Be-
schluss die Öffentlichkeit ausschließt oder das den Vorsitz führende Mitglied zu einer nichtöf-
fentlichen Sitzung einberuft, weil das Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzel-
ner Personen oder schutzbedürftiger Gruppen einer öffentlichen Verhandlung der zur Bera-
tung anstehenden Tagesordnungspunkte entgegenstehen. Der Ausschlussgrund ist in dem 
Beschluss oder der Einladung zu nennen. 
 
2) Der Jugendhilfeausschuss tritt entsprechend der abgestimmten Termine des Haupt- und 
Personalausschusses zusammen. Außerhalb dieser Termine ist der Jugendhilfeausschuss 
durch Beschluss mit einfacher Mehrheit bzw. der/ die Jugendhilfeausschussvorsitzende, be-
rechtigt, aus besonderem Anlass weitere Termine einzuberufen. 
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3) Der Jugendhilfeausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens acht der Mitglieder anwe-
send und stimmberechtigt sind. 
 
4) Der Jugendhilfeausschuss kann zu einzelnen Verhandlungsgegenständen Sachverständi-
ge und Betroffene, insbesondere junge Menschen, an seinen Beratungen beteiligen.  
 

 
 

§ 13 Amtszeit 
 
Die Amtszeit des Jugendhilfeausschusses entspricht der Wahlperiode des Stadtrats. Sie 
beginnt mit dem ersten Zusammentritt des Jugendhilfeausschusses. Sie endet, wenn nach 
der nächsten Neuwahl der Mitglieder der neu gebildete Jugendhilfeausschuss erstmals zu-
sammentritt. 
 
 

§ 14 Unterausschüsse 
 
1) Für ausgewählte Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf thematische Unteraus-
schüsse ohne Entscheidungsbefugnis gebildet werden.  
 
2) Die Arbeitsaufträge an die Unterausschüsse werden durch den Jugendhilfeausschuss 
bestimmt. Hierzu ist mindestens die einfache Mehrheit erforderlich. 
Der Unterausschuss sollte spätestens nach vier Sitzungen dem Jugendhilfeausschuss ein 
Ergebnis vorlegen. 
 
3) Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Jugendhilfeausschuss aus seinen or-
dentlichen und stellvertretenden Mitgliedern entsendet. Die Stimmberechtigung erfolgt ana-
log zum Jugendhilfeausschuss, wenngleich gewählte beratende Mitglieder auch ein Stimm-
recht ausüben können. 
 
4) Die Verwaltung des Jugendamtes entsendet mindestens eine/n Vertreter/in als Mitglied in 
den Unterausschuss. 
 
5) Die Unterausschüsse wählen die Vorsitzende / den Vorsitzenden und die Stellvertreterin / 
den Stellvertreter.  
 
6) Die Sitzungen der Unterausschüsse sind öffentlich. Die Nicht-Öffentlichkeit kann bei Be-
darf hergestellt werden. 
 
7) Die/der Vorsitzende und die Stellvertretung des Jugendhilfeausschusses können an den 

Sitzungen beratend teilnehmen, sofern sie/er kein entsandtes Mitglied des Jugendhilfeaus-

schusses sind. 
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8) Die Leitung der Verwaltung des Jugendamtes oder eine von ihr bestimmte Vertretung 

nimmt beratend an den Sitzungen teil. Zu den Sitzungen können weitere Mitarbeitende der 

Verwaltung durch die Leitung des Jugendamtes hinzugezogen werden. 

 

9) Die/der Vorsitzende des Unterausschusses bereitet in Abstimmung mit der Leitung der 

Verwaltung des Jugendamtes oder einer Vertretung die Sitzungen des Unterausschusses 

fachlich inhaltlich vor und unterzeichnet die Einladung. 

Soweit nicht Bestimmungen der vorliegenden Satzung dem entgegenstehen, gilt des Weite-
ren die Geschäftsordnung des Stadtrates der Stadt Weimar entsprechend.  
 
 

 
III. Die Verwaltung 

§ 15 Aufgaben 
 
1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden 
von der Leiterin/dem Leiter der Verwaltung der Stadt Weimar oder in seinem Auftrag von der 
Leiterin/dem Leiter der Verwaltung des Jugendamtes im Rahmen der Satzung und der Be-
schlüsse der Vertretungskörperschaft und des Jugendhilfeausschusses geführt. 
 
2) Die Leitung der Verwaltung des Jugendamtes informiert die/den Vorsitzende/n des Ju-
gendhilfeausschusses über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Jugendam-
tes. 

 

 
 

IV. Arbeitsgemeinschaften gem. § 78 SGB VIII 
§ 16 Bildung von Arbeitsgemeinschaften 

 
1) Zum Zwecke der Jugendhilfeplanung wirkt das Jugendamt darauf hin, dass für einzelne 
Arbeitsbereiche von besonderer Bedeutung Arbeitsgemeinschaften gebildet werden, in de-
nen es mit den anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe und den Trägern geförderter 
Maßnahmen zusammenarbeitet. In den Arbeitsgemeinschaften sollen die geplanten Einrich-
tungen, Dienste und Maßnahmen so aufeinander abgestimmt werden, dass sie sich gegen-
seitig ergänzen. Arbeitsgemeinschaften sollen insbesondere gebildet werden für die Einrich-
tungen, Dienste und Maßnahmen der 
 

a) Jugendarbeit, 
b) Tageseinrichtungen für Kinder und Tagespflege, 
c) Hilfen zur Erziehung. 

 
Die Arbeitsgemeinschaften geben sich eine Geschäftsordnung. 
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§ 17 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung für das Jugendamt der Stadt Weimar vom 05.10.2005 außer Kraft. 
 

Satzung für das Familienamt der Stadt Weimar: Veröffentlicht im Rathauskurier, Amtsblatt 

der Stadt Weimar, Nr. 08/26 vom 31.07.2026, S. 11 


